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Elektronisch unterstützte Betriebsprüfung und 
elektronische Entgeltunterlagen: 
Übergangsfristen laufen aus
Die elektronisch unterstützte Betriebsprüfung (euBP) gibt es 
bereits seit vielen Jahren als Angebot an die Arbeitgeber; seit 
2023 ist sie verpflichtend. Wir haben in den Ausgaben 4/2020, 
3/2023 und 3/2024 über die euBP berichtet; zuletzt haben wir 
das Thema in der Ausgabe 2/2025 wieder aufgegriffen. Seit 
2022 besteht zudem die Pflicht zur elektronischen Führung 
begleitender Entgeltunterlagen; auch darüber haben wir in 
den Ausgaben 4/2020 und 2/2022 berichtet. Nun laufen zum 
31. Dezember 2026 zwei wichtige Übergangsfristen aus.

Zur Erinnerung: Seit dem 1. Januar 2023 sind Arbeitgeber nach 
§ 28p Abs. 6a SGB IV grundsätzlich verpflichtet, die für eine 
Betriebsprüfung notwendigen Entgeltabrechnungsdaten elek-
tronisch aus einem systemgeprüften Programm zu übermitteln; 
seit dem 1. Januar 2025 gilt dies auch für Daten der Finanz-
buchhaltung. Parallel dazu besteht seit dem 1. Januar 2022 die 
Pflicht, bestimmte begleitende Entgeltunterlagen elektronisch 
zu führen (§ 8 Abs. 2 BVV).

Für beide Pflichten sah der Gesetz- bzw. Verordnungsgeber eine 
Übergangszeit vor: Arbeitgeber konnten sich auf Antrag – für die 
euBP nach § 126 SGB IV, für die elektronischen Entgeltunterla-
gen nach § 8 Abs. 3 Satz 2 BVV – befristet von der elektronischen 
Übermittlung bzw. Führung befreien lassen.

Diese Übergangsregelungen laufen zum 31. Dezember 2026 
aus. Ab dem 1. Januar 2027 sind sowohl die Teilnahme am 
euBP-Verfahren als auch die elektronische Führung der Entgelt-
unterlagen für Arbeitgeber verpflichtend. Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, die diesen Übergang noch nicht vollzogen haben, 
sollten die verbleibende Zeit nutzen, um ihre Abrechnungs- und 
Ablageprozesse entsprechend umzustellen.

Mit freundlichen Grüßen
Die Herausgeber
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https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2020/2020_4_zeitschrift
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https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__28p.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beitrvv/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__126.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beitrvv/__8.html
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Gutscheine und Geldkarten als Sachbezug – 
worauf es ankommt

Gutscheine sind in der betrieblichen Praxis ein beliebter 
Bonus für Beschäftigte. Neben klassischen Gutscheinen 
werden zunehmend auch digitale Gutscheinkarten und elek-
tronisch bereitgestellte Guthaben eingesetzt. Gerade durch 
digitale Angebote lassen sich solche Zusatzleistungen unkom-
pliziert gewähren und im Alltag flexibel nutzen. Aber: Nicht 
jede Gutscheinkarte oder jedes Guthaben stellt beitragsrecht-
lich einen beitragsfreien Sachbezug dar. Der Beitrag zeigt, 
welche Voraussetzungen für die beitragsfreie Behandlung von 
Gutscheinen und Geldkarten erfüllt sein müssen und worauf 
bei unterschiedlichen Gutscheinmodellen zu achten ist.

Der Abgrenzung zwischen Sachbezug und Geldleistung kommt 
in diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung zu. Denn 
die steuer- und beitragsrechtlichen Begünstigungen von Sach-
bezügen wie Gutscheinen und Geldkarten setzen grundsätzlich 
voraus, dass überhaupt ein Sachbezug vorliegt. 

Gerade bei Gutscheinen und Geldkarten ist diese Abgrenzung 
nicht immer auf den ersten Blick erkennbar. Ein Gutschein kann 
trotz seiner Bezeichnung eine Geldleistung darstellen, etwa 
wenn er weitgehend uneingeschränkt eingesetzt oder sein Wert 
wieder in Geld umgewandelt werden kann. Umgekehrt können 
auch digital bereitgestellte Gutscheine und Geldkarten als Sach-
bezug einzuordnen sein, wenn ihre Verwendung entsprechend 
begrenzt ist.

Wann kann ein Gutschein beitragsfrei bleiben?
Nach § 14 SGB IV gehören grundsätzlich alle Einnahmen aus 
einer Beschäftigung zum Arbeitsentgelt. Das gilt unabhängig 
davon, ob die Einnahme als Geld oder als Sachleistung gewährt 
wird. Eine Beitragsfreiheit kommt daher nur in Betracht, wenn 
eine entsprechende gesetzliche Regelung greift.

Für einen Gutschein oder eine Geldkarte müssen mehrere Vor-
aussetzungen kumulativ erfüllt sein. Maßgeblich sind insbeson-
dere:
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Geldsurrogate
Geldsurrogate sind 
Geldersatzmittel. Sie 
vermitteln Beschäftigten 
eine Verfügungsmöglich-
keit über einen Geld-
wert, ohne dass dieser 
unmittelbar als Bargeld 
ausgezahlt wird. Ein 
Beispiel sind Prepaid-
Karten, die wie ein 
allgemeines Zahlungs-
mittel eingesetzt werden 
können. Entscheidend ist 
die tatsächliche Verfü-
gungsmöglichkeit über 
den Geldwert.

	→ Es muss ein Sachbezug und keine Geldleistung vorliegen.
	→ Die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 10 Zahlungsdien-

steaufsichtsgesetz (ZAG) müssen erfüllt sein. Der Gutschein 
muss ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleis-
tungen berechtigen und einer der drei dort genannten Fall-
gruppen zugeordnet werden können.

	→ Die Leistung muss zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden.

	→ Die monatliche 50-Euro-Freigrenze muss eingehalten 
werden.

Erst wenn diese Voraussetzungen insgesamt vorliegen, kann 
der Gutschein als begünstigter Sachbezug beitragsfrei bleiben.

Sachbezug oder Geldleistung?
§ 8 EStG unterscheidet zwischen Einnahmen in Geld und Sach-
bezügen. Ein Sachbezug liegt nach § 8 Abs. 2 EStG vor, wenn 
Beschäftigte Einnahmen erhalten, die nicht in Geld, sondern in 
Gütern oder Dienstleistungen bestehen. Gutscheine und Geld- 
karten können darunterfallen, wenn sie ausschließlich zum 
Bezug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen.

Als Einnahmen in Geld gelten nach § 8 Abs. 1 EStG nicht nur 
ausgezahlte Geldbeträge. Dazu gehören auch zweckgebundene 
Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurro-
gate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten.

Auch eine Zweckbindung macht aus einer Geldleistung keinen 
Sachbezug. Erhält ein Beschäftigter beispielsweise 50 Euro mit 
der Vorgabe, den Betrag zum Tanken zu verwenden, handelt 
es sich weiterhin um eine Geldleistung. Gleiches gilt, wenn der 
Beschäftigte zunächst selbst bezahlt und der Arbeitgeber die 
Kosten anschließend erstattet.

Welche Gutscheine können Sachbezüge sein?
Seit dem 1. Januar 2020 richtet sich die Abgrenzung von Gut-
scheinen und Geldkarten als Sachbezug nach den Kriterien des 
ZAG. Gutscheine und Geldkarten müssen ausschließlich zum 
Bezug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die 
Voraussetzungen einer der drei Fallgruppen des § 2 Abs. 1 
Nr. 10 ZAG erfüllen.
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https://www.gesetze-im-internet.de/zag_2018/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zag_2018/__2.html
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Begrenztes Netz von Akzeptanzstellen (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 
Buchst. a ZAG, „Closed-Loop-System“)
Bei dieser Fallgruppe ist der Gutschein auf einen begrenzten 
Kreis von Akzeptanzstellen beschränkt. Dazu gehören bei-
spielsweise Gutscheine für eine bestimmte Ladenkette, ein Ein-
kaufszentrum, einen regionalen Einkaufs- und Dienstleistungs-
verbund oder eine bestimmte Tankstellenkette.

Dass ein Gutschein bei mehreren Filialen oder auch im Online-
shop eingelöst werden kann, steht einem begrenzten Netz nicht 
entgegen. Voraussetzung ist, dass die Verkaufsstellen unter 
einem einheitlichen Markenauftritt auftreten und nach außen 
als zusammengehörige Ladenkette erkennbar sind. Das kann 
beispielsweise durch eine gemeinsame Marke und ein einheit-
liches Erscheinungsbild zum Ausdruck kommen.

Auch regionale Gutscheinsysteme können diese Voraussetzung 
erfüllen. Dazu gehören beispielsweise Centergutscheine für 
ein bestimmtes Einkaufszentrum oder City-Cards, die bei einer 
begrenzten Zahl regionaler Händler eingelöst werden können. 
Die regionale Begrenzung kann sich auf eine Stadt oder eine be-
stimmte Region erstrecken. Zulässig ist in diesem Zusammen-
hang auch eine Begrenzung auf unmittelbar angrenzende zwei-
stellige Postleitzahlenbezirke. Dabei können die Beschäftigten 
die betreffenden Postleitzahlenbezirke auch selbst auswählen.

Auch eine Auswahlmöglichkeit zwischen verschiedenen Laden-
ketten kann unschädlich sein, wenn sich der Empfänger des 
Gutscheins bereits vor der Ausgabe des Gutscheins oder vor der 
Aufladung einer Geldkarte für eine bestimmte Ladenkette ent-
scheidet und der Gutschein anschließend nur bei dieser Kette 
eingesetzt werden kann.

Begrenzte Waren- oder Dienstleistungspalette (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 
Buchst. b ZAG, „Controlled-Loop-System“)
Bei dieser Fallgruppe kommt es nicht darauf an, bei wie vielen 
Anbietern der Gutschein eingelöst werden kann. Entscheidend 
ist vielmehr, dass seine Verwendung auf eine sehr begrenzte 
Waren- oder Dienstleistungspalette beschränkt bleibt.

So können Gutscheine beispielsweise auf Kraftstoffe und Lade-
strom, Fitnessleistungen, Streamingdienste, Bücher, Zeitungen 
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und Zeitschriften oder Bekleidung beschränkt sein. Auch Gut-
scheine für Bekleidung einschließlich Schuhen und Accessoires 
können darunterfallen, wenn sich ihre Verwendung auf Waren 
beschränkt, die der äußeren Erscheinung einer Person dienen.

Die Begrenzung muss sich dabei tatsächlich auf die mit dem 
Gutschein erwerbbaren Waren oder Dienstleistungen beziehen. 
Ein Gutschein für einen Onlinehändler erfüllt diese Vorausset-
zung beispielsweise nicht allein deshalb, weil der Händler selbst 
überwiegend Bekleidung anbietet. Kann der Gutschein darüber 
hinaus auf einem angeschlossenen Marktplatz auch für Waren 
zahlreicher Dritthändler und aus anderen Produktbereichen 
eingesetzt werden, ist die Produktpalette nicht entsprechend 
begrenzt.

In solchen Fällen kann jedoch die andere ZAG-Fallgruppe des 
begrenzten Netzes relevant werden, wenn der Gutschein nur bei 
einem entsprechend begrenzten Kreis von Akzeptanzstellen ein-
gelöst werden kann. Entscheidend ist daher, ob der Gutschein 
entweder über die Produktpalette oder über das Netz der Akzep-
tanzstellen ausreichend eingegrenzt ist.

Bestimmter sozialer oder steuerlicher Zweck (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 
Buchst. c ZAG)
Die dritte Fallgruppe betrifft Karten, mit denen Arbeitnehmer 
Waren oder Dienstleistungen, unabhängig von einer Betrags-
angabe, ausschließlich für bestimmte soziale oder steuerliche 
Zwecke im Inland bei vertraglich geregelten Akzeptanzstellen 
beziehen können.

Praktische Beispiele sind Essensgutscheine, Restaurant-
schecks, arbeitstägliche Zuschüsse zu Mahlzeiten („Digitale 
Essenmarken“) oder auch Karten für betriebliche Gesundheits-
maßnahmen (einschließlich betrieblicher Gesundheitsleistun-
gen des Arbeitgebers im Sinne des § 3 Nr. 34 EStG).

Offene Gutscheinsysteme und Onlinehändler („Open-Loop-
System“) 
Bei offenen Gutscheinsystemen kann der Gutscheinwert bei 
einer Vielzahl von Anbietern und für ein weitgehend uneinge-
schränktes Waren- oder Dienstleistungsangebot eingesetzt 
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Rücktauschoption
Die Frage „Sachbezug 
oder beitragspflichtige 
Geldleistung?“ beantwor-
tet Ihnen unser Schaubild 
„Rücktauschoption“. 
Eine PDF-Version zum 
kostenlosen Download 
erreichen Sie mit einem 
Klick auf das Schaubild.

werden. Die für einen begünstigten Sachbezug erforderliche 
Begrenzung der Einlösemöglichkeiten fehlt damit regelmäßig.

Viele Gutscheinanbieter und Einzelhandelsketten haben auf die 
veränderten gesetzlichen Bedingungen reagiert und bieten oft 
neben der Gutscheinvariante für Privatkunden nun auch Vari- 
anten für Geschäftskunden an, die sich in vielen Fällen nur 
Online beziehen lassen und die beispielsweise den Ausschluss 
von Marktplatzangeboten zulassen.

Bei der Auswahl eines Gutscheins kommt es deshalb auf die 
konkrete Ausgestaltung an. So kann beispielsweise eine Vari-
ante gewählt werden, bei der ein angeschlossener Marktplatz 
für Waren von Dritthändlern ausgeschlossen ist. Auch eine Be-
schränkung auf eine bestimmte Produkt- oder Dienstleistungs-
palette, etwa auf Bekleidung, kann die Voraussetzungen für 
einen begünstigten Sachbezug erfüllen. 

Rücktausch und Barauszahlung
Nicht nur die Einlösemöglichkeiten des Gutscheins können ge-
gen einen Sachbezug sprechen. Auch die Möglichkeit, den Gut-
scheinwert wieder in Geld umzuwandeln, ist für die beitrags-
rechtliche Behandlung entscheidend.

Besteht eine Rücktausch- oder Auszahlungsoption, liegt grund-
sätzlich eine Geldleistung und kein begünstigter Sachbezug vor. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Auszahlung tatsächlich 
genutzt wird. Entscheidend ist, welche Rechte der beschäftig-
ten Person aufgrund der Gutscheinbedingungen bereits bei der 
Gewährung des Gutscheins zustehen.

Das gilt auch dann, wenn ein Rücktausch erst zu einem späteren 
Zeitpunkt möglich wird. Nach dem BMF-Schreiben vom 15. März 
2022 bleibt die Auszahlung eines verbleibenden Restguthabens 
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Sachbezug oder beitragspflichtige Geldleistung?

ALDI-Gutscheine
auf dem Prüfstand

 

Die entscheidende Klausel:
Rücktausch in Geld möglich

Die AGBs des Gutschein-Herausgebers räumen dem
Inhaber ein Recht auf Auszahlung des Guthabens
nach Ablauf der Gutscheingültigkeit ein.

Laut BMF-Schreiben sind nachträgliche
Kostenerstattungen und Auszahlungen für
Sachbezüge nicht zulässig.*

BMF-Schreiben

Gehaltsabrechnung

Die Nutzungsbedingungen lassen
auf den ersten Blick keine Bar-
auszahlung der Gutscheine zu.

Rücktauschoption: Sachbezug oder beitragspflichtige Geldleistung ?

Ergebnis: Einstufung als
beitragspflichtige Geldleistung

Wegen der möglichen Barauszahlung
gelten die Gutscheine als Geldleistung
und sind somit beitragspflichtiges Entgelt.

*Laut BMF-Schreiben vom 15.3.2022 ist es lediglich nicht zu beanstanden, wenn ein Restguthaben von bis zu 1 Euro ausgezahlt wird.

https://grsth.bundesfinanzministerium.de/lsth/2025/B-Anhaenge/Anhang-24/VII/anhang-24-VII.html
https://grsth.bundesfinanzministerium.de/lsth/2025/B-Anhaenge/Anhang-24/VII/anhang-24-VII.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachliteratur_Kommentare_Gesetzestexte/summa_summarum/e_paper_und_broschueren/2026/2026_3_schaubild_gutscheine_ruecktauschoption
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von bis zu einem Euro allerdings unschädlich. Eine darüberhin-
ausgehende Möglichkeit zur Auszahlung oder zum Rücktausch 
des Gutscheinwerts kann dagegen zur Einordnung als Geldleis-
tung führen.

Als Geldleistung sind außerdem insbesondere Gutscheine und 
Geldkarten zu behandeln, die über eine eigene IBAN verfügen, 
für Überweisungen eingesetzt werden können, den Erwerb von 
Devisen oder Kryptowährungen ermöglichen oder als allgemei-
nes Zahlungsmittel eingesetzt werden können.

Zusätzlich zum Arbeitslohn
Ist der Gutschein als Sachbezug einzuordnen, muss die Leistung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt wer-
den. Eine Gehaltsumwandlung zugunsten eines Gutscheins ist 
daher nicht begünstigt.

Ein bestehender Anspruch auf Barlohn kann nicht zugunsten 
des Gutscheins herabgesetzt werden. Die Sachbezugsrege-
lung setzt vielmehr eine zusätzliche Leistung des Arbeitgebers 
voraus.

Die 50-Euro-Freigrenze
Sind die Voraussetzungen für einen begünstigten Sachbezug 
erfüllt, kann die monatliche Freigrenze von 50 Euro zur Anwen-
dung kommen. Sachbezüge können bis zu einem Gesamtwert 
von 50 Euro im Kalendermonat steuer- und beitragsfrei bleiben.

Bei der Regelung handelt es sich um eine Freigrenze und nicht 
um einen Freibetrag. Wird die Grenze überschritten, entfällt die 
Begünstigung für den betreffenden Monat insgesamt. Für die 
Einhaltung der Grenze sind die entsprechenden Sachbezüge 
eines Kalendermonats zusammenzurechnen.

Die Freigrenze wurde zum 1. Januar 2022 von zuvor 44 Euro auf 
50 Euro angehoben. Für Zeiträume bis zum 31. Dezember 2021 
ist daher die seinerzeit geltende Grenze von 44 Euro zu berück-
sichtigen.

Gutscheine als Aufmerksamkeiten zu persönlichen Anlässen
Sachzuwendungen aus einem besonderen persönlichen Anlass 
können als Aufmerksamkeit steuer- und beitragsfrei bleiben, 
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wenn ihr Wert 60 Euro einschließlich Umsatzsteuer nicht über-
steigt (R 19.6 LStR).

Hintergrund ist, dass solche Zuwendungen nicht primär auf-
grund der Beschäftigung gewährt werden, sondern aus einem 
persönlichen Anlass erfolgen und im gesellschaftlichen Verkehr 
üblich sind. Voraussetzung ist ein persönlicher Bezug zur be-
schäftigten Person oder zu einem im gleichen Haushalt leben-
den Angehörigen. Im Fall eines Gutscheins gelten dann neben 
der allgemeinen Sachbezugsfreigrenze eigenständige Regelun-
gen.

Die 60-Euro-Grenze gilt als Freigrenze und steht unabhängig 
neben der monatlichen 50-Euro-Freigrenze für Sachbezüge. Ein 
Gutschein aus Anlass eines persönlichen Ereignisses kann da-
her unter den Voraussetzungen der Aufmerksamkeitsregelung 
beitragsfrei bleiben, ohne auf die 50-Euro-Freigrenze für sons-
tige Sachbezüge angerechnet zu werden. Geldzuwendungen 
fallen nicht unter die Regelung für Aufmerksamkeiten und sind 
unabhängig von Anlass und Höhe steuer- und beitragspflichtig.

Als besondere persönliche Anlässe kommen beispielsweise 
ein Geburtstag, eine Hochzeit, die Geburt eines Kindes oder ein 
Dienstjubiläum in Betracht. Allgemeine Anlässe wie Ostern, 
Pfingsten oder Weihnachten begründen dagegen keinen beson-
deren persönlichen Anlass. Ein aus diesem Grund gewährter 
Gutschein kann daher nicht als steuer- und beitragsfreie Auf-
merksamkeit behandelt werden.

Fazit – Gutschein ist nicht gleich Gutschein
Bei Gutscheinen und Geldkarten entscheidet nicht die Bezeich-
nung über die beitragsrechtliche Behandlung. Entscheidend 
sind die konkrete Ausgestaltung und die damit verbundenen 
Nutzungsmöglichkeiten.

Für einen beitragsfreien Sachbezug müssen die maßgeblichen 
Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: Es muss ein Sachbezug 
vorliegen, die Anforderungen des § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG müssen 
erfüllt sein, die Leistung muss zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn gewährt werden und die 50-Euro-Freigrenze 
darf nicht überschritten werden.
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Gutscheinportal – Zeitpunkt des Zuflusses 
entscheidend

Ein Arbeitgeber zahlte monatlich Beträge auf ein bei einem 
Dienstleister geführtes Prämienkonto ein. Die Beschäftig-
ten konnten das Guthaben ansparen und später bei einer be-
grenzten Zahl von Handelspartnern gegen sog. Zielgutschei-
ne eintauschen. Der Arbeitgeber behandelte die monatlichen 
Einzahlungen als steuerfreien Sachbezug. Die Lohnsteuer-
außenprüfung und das Finanzamt teilten diese Auffassung je-
doch nicht und gingen von einer Geldleistung aus.

Das Sächsische Finanzgericht bestätigte diese Auffassung. 
Entscheidend war, dass das Guthaben auf dem Prämienkonto 
zunächst nicht unmittelbar zum Bezug von Waren oder Dienst-
leistungen berechtigte. Dafür musste zunächst ein weiterer Gut-
schein ausgewählt werden. Dass die Auswahl auf bestimmte 
Handelspartner beschränkt war, änderte daran nichts. Mit der 
Aufladung des Prämienkontos stand den Beschäftigten bereits 
ein auf einen Geldbetrag lautender Vorteil zur Verfügung, den sie 
auch ansparen konnten.

Daraus folgt: Bei Gutscheinportalen kommt es nicht allein da-
rauf an, welche Gutscheine später ausgewählt werden können. 
Entscheidend ist auch, wann das Guthaben zur Verfügung steht 
und wofür es unmittelbar eingesetzt werden kann. Gegen das 
Urteil ist eine Revision beim Bundesfinanzhof anhängig.

Sächsisches Finanzgericht, Urteil vom 11. Dezember 2025 – 
8 K 484/24; Revision beim BFH, Az. VI R 3/26.
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GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz: 
Änderungen im Versicherungs- und Beitrags-
recht der gesetzlichen Krankenversicherung
Mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz wurden ver-
schiedene Maßnahmen zur Stabilisierung der Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung getroffen.

Versicherungs- und beitragsrechtliche Änderungen 
Zu den Maßnahmen zur Stabilisierung der Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung durch das GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetz vom 24. Juli 2026 (BGBl. I Nr. 228) zählen 
u. a. die folgenden versicherungs- und beitragsrechtlichen Än-
derungen in der Krankenversicherung: 

	→ Anhebung der allgemeinen Jahresarbeitsentgeltgrenze
	→ Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
	→ Änderung des Beitragssatzes für Bezieher einer Teilrente 

wegen Alters von mehr als zwei Dritteln
	→ Anhebung des Arbeitgeberbeitrags zur Krankenversiche-

rung für Minijobber
	→ Auswirkungen der Einführung eines teilweisen Kranken-

geldes bei Teilarbeitsunfähigkeit auf Erstattungsansprüche 
und Beitragspflichten im Umlageverfahren

	→ Einführung eines Beitragszuschlags für familienversicherte 
Ehegatten und Lebenspartner 

Bis auf die Einführung eines teilweisen Krankengeldes und 
des Beitragszuschlages für familienversicherte Ehegatten und 
Lebenspartner ab 1. Januar 2028 gelten die übrigen Änderun-
gen bereits ab 1. Januar 2027. Die im Folgenden angegebenen 
Vorschriften beziehen sich daher grundsätzlich auf den Rechts-
stand ab 1. Januar 2027 bzw. 1. Januar 2028.

Anhebung der allgemeinen Jahresarbeitsentgeltgrenze
Drei Jahresarbeitsentgeltgrenzen
Beschäftigte, deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt die Jah-
resarbeitsentgeltgrenze überschreitet, sind versicherungsfrei 
und können sich freiwillig gesetzlich oder privat krankenver-
sichern. Zukünftig wird es drei Jahresarbeitsentgeltgrenzen 
geben:
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1. Die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze (§ 6 Abs. 6 SGB V) 
wird zusätzlich zur jährlichen Anpassung an die Entwicklung der 
Bruttolöhne und -gehälter zum 1. Januar 2027 einmalig um wei-
tere 3.600 Euro angehoben. 

2. Für die am 31. Dezember 2026 wegen Überschreitens der Jah-
resarbeitsentgeltgrenze versicherungsfreien und privat kran-
kenversicherten Beschäftigten wird die bisherige allgemeine 
Jahresarbeitsentgeltgrenze lediglich an die Entwicklung der 
Bruttolöhne und -gehälter angepasst (§ 6 Abs. 8 SGB V). Dar-
über hinaus wird diese neue Jahresarbeitsentgeltgrenze für die 
betroffenen privat krankenversicherten Beschäftigten aus Ver-
trauensschutzschutzgründen nicht zusätzlich erhöht und zu-
künftig auf dieser Basis jährlich angepasst. 

3. Auch die für die am 31. Dezember 2002 wegen Überschreitens 
der Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfreien und privat 
krankenversicherten Beschäftigten bisher – ebenfalls aus Ver-
trauensschutzgründen – geltende noch niedrigere besondere 
Jahresarbeitsentgeltgrenze (§ 6 Abs. 7 SGB V) wird neben der 
jährlichen Anpassung nicht zusätzlich angehoben.  

Befreiung von der Versicherungspflicht
Für wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze ver-
sicherungsfreie Beschäftigte, die aufgrund der Anhebung der 
Entgeltgrenze versicherungspflichtig werden, besteht ein Recht 
auf Befreiung von der Versicherungspflicht (§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
SGB V). 

Dieses Befreiungsrecht gilt jedoch ausdrücklich nicht für die am 
31. Dezember 2026 versicherungsfreien und freiwillig gesetzlich 
krankenversicherten Beschäftigten, deren Jahresarbeitsentgelt 
die – um die zusätzlichen 3.600 Euro angehobene – allgemeine 
Jahresarbeitsentgeltgrenze für das Jahr 2027 nicht mehr über-
steigt. Für diese Beschäftigten tritt ab 1. Januar 2027 Versiche-
rungspflicht ein. 

Wechseln – wegen des Überschreitens der Jahresarbeitsent-
geltgrenze versicherungsfreie und freiwillig krankenversicher-
te – Beschäftigte vor dem 1. Januar 2027 von der freiwilligen in 
eine private Krankenversicherung, gilt für sie ab 1. Januar 2027 
die für die Bestandsfälle neu eingeführte Jahresarbeitsentgelt-
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grenze (§ 6 Abs. 8 SGB V). Übersteigt ihr Arbeitsentgelt die neue 
Entgeltgrenze nicht mehr, besteht das Befreiungsrecht. Dies 
gilt auch dann, wenn am 31. Dezember 2026 neben der privaten 
Krankenversicherung die freiwillige gesetzliche Krankenver-
sicherung (z. B. wegen der gesetzlichen Kündigungsfrist nach 
§ 175 Abs. 4 Satz 3 SGB V) noch nicht beendet ist und somit eine 
Doppelversicherung besteht. Dies galt nach der Rechtsauffas-
sung des Bundesministeriums für Gesundheit bereits zu der am 
1. Januar 2003 vergleichbaren Rechtslage bei der Einführung 
der besonderen Jahresarbeitsentgeltgrenze im Zusammenhang 
mit der damaligen zusätzlichen Anhebung der allgemeinen Jah-
resarbeitsentgeltgrenze.

Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze
Die Beitragsbemessungsgrenze in der Krankenversicherung, die 
auf das Kalenderjahr bezogen bisher der besonderen Jahresar-
beitsentgeltgrenze (§ 6 Abs. 7 SGB V) entsprach, wird neben der 
turnusmäßigen Anpassung um die Entwicklung der Bruttolöhne 
und -gehälter im Jahr 2027 ebenfalls um zusätzliche 3.600 Euro 
(300 Euro im Monat) angehoben und auf dieser Grundlage in den 
folgenden Jahren fortgeschrieben (§ 223 Abs. 3 und 4 SGB V). 

Sie entspricht damit ab 1. Januar 2027 nicht mehr der bisherigen 
besonderen Jahresarbeitsentgeltgrenze. Ob dies künftig auch 
für die Beitragsbemessungsgrenze in der Pflegeversicherung 
gilt, ist noch nicht gesetzlich geregelt. 

Änderung des Beitragssatzes für Teilrentenbezieher
Bezieher einer Teilrente wegen Alters von mehr als zwei Dritteln 
der Vollrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung haben ab 
1. Januar 2027 keinen Anspruch auf Krankengeld mehr. Deshalb 
gilt in einer neben diesem Rentenbezug ausgeübten beitrags-
pflichtigen Beschäftigung nicht mehr der allgemeine, sondern 
der ermäßigte Beitragssatz (§ 243 Satz 1 SGB V). 

Bei einer über den 31. Dezember 2026 hinaus ausgeübten bei-
tragspflichtigen Beschäftigung eines entsprechenden Teilren-
tenbeziehers ist daher zum 1. Januar 2027 ein Beitragsgruppen-
wechsel zu veranlassen. 

Anhebung des Arbeitgeberbeitrags für Minijobber
Der Beitragssatz für den Pauschalbeitrag zur Krankenversiche-
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rung für Minijobber von bisher 13 % wird zum 1. Januar 2027 
angehoben. Für die Höhe des vom Arbeitgeber zu tragenden 
Beitrages gilt künftig der allgemeine Beitragssatz zuzüglich des 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes (§ 249b Satz 1 SGB V). 
Für Minijobber in Privathaushalten beträgt der Pauschalbei-
tragssatz hingegen unverändert 5 % (§ 249b Satz 2 SGB V).

Der Teil des Arbeitgeberbeitrags, der auf den durchschnittlichen 
Zusatzbeitragssatz entfällt, ist weder gesondert zu berechnen 
noch im Beitragsnachweis gesondert auszuweisen. Die Arbeit-
geberbeiträge sind daher in einer Summe unter der Beitrags-
gruppe 6000 nachzuweisen.

Einführung einer Teilarbeitsunfähigkeit mit Teilkrankengeld
Zum 1. Januar 2028 wird eine stufenweise Teilarbeitsunfähigkeit 
von 25, 50 und 75 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit (§ 44c Abs. 1 SGB V) und ein dementsprechendes teilweises 
Krankengeld (§ 44 Abs. 1a SGB V) eingeführt. Für die neben der 
Teilarbeitsunfähigkeit mit Zustimmung des Arbeitgebers er-
brachte Teilarbeitsleistung erhalten Beschäftigte ein anteiliges 
Arbeitsentgelt. Stimmt der Arbeitgeber der teilweisen Arbeits-
leistung nicht zu, gilt die Teilarbeitsunfähigkeit als volle Arbeits-
unfähigkeit (§ 44c Abs. 3 und 4 SGB V).

Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht während einer Teil- 
arbeitsunfähigkeit entsprechend. Dies gilt auch für die Erstat-
tung der Aufwendungen für die Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall im U1-Verfahren (§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAG).

Einführung eines Beitragszuschlags für familienversicherte 
Ehegatten und Lebenspartner
Zuschlagspflicht
Die Mitglieder der Krankenkassen haben für ihre familienver-
sicherten Ehegatten und Lebenspartner ab 1. Januar 2028 zu-
sätzliche Beiträge in Form eines Zuschlages auf den für sie gel-
tenden Beitragssatz in Höhe von 2,5 Prozentpunkten zu tragen. 
Der Zuschlag ist zusammen mit dem übrigen Beitrag von der 
beitragsabführenden Stelle zu zahlen, also vom Arbeitgeber bei 
Beiträgen aus einer Beschäftigung (§ 242b Abs. 1 und 2 SGB V). 
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Ausnahmen
Der Beitragszuschlag fällt in den ausdrücklich geregelten Fällen 
nicht an, in denen Ehegatten oder Lebenspartner im familiären 
Kontext Aufgaben wahrnehmen, die im Regelfall der Aufnahme 
einer Beschäftigung entgegenstehen, oder bei denen typisierend 
eine eingeschränkte Möglichkeit zur Erwerbstätigkeit vermutet 
werden kann (§ 242b Abs. 1 Satz 2 SGB V). Daher wird der Bei-
tragszuschlag nicht erhoben, wenn

	→ das Mitglied oder der familienversicherte Ehegatte oder 
Lebenspartner ein Kind hat, das im Haushalt des familien-
versicherten Ehegatten oder Lebenspartners lebt und 
•	 das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder
•	 als Mensch mit Behinderungen außerstande ist, sich selbst zu 

unterhalten, oder
	→ der familienversicherte Ehegatte oder Lebenspartner 

•	 nicht erwerbsmäßig einen Angehörigen mit mindestens Pfle-
gegrad 2 wenigstens zehn Stunden wöchentlich, verteilt auf 
regelmäßig mindestens zwei Tage in der Woche, in dessen 
häuslicher Umgebung pflegt,

•	 eine Freistellung von der Arbeitsleistung nach § 3 Pflegezeit-
gesetz in Anspruch nimmt,

•	 die Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 SGB VI erreicht 
hat,

•	 mindestens Pflegegrad 3 hat,
•	 einen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung 

nach § 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI hat,
•	 als nicht erwerbsfähiger Leistungsberechtigter, der mit dem 

erwerbsfähigen Mitglied in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, 
Grundsicherungsgeld nach § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II erhält oder

•	 einen nach den Maßstäben des § 152 i. V. m. § 153 Abs. 2 SGB 
IX festgestellten Grad der Behinderung oder einen nach den 
Maßstäben des § 5 SGB XIV festgestellten Grad der Schädi-
gungsfolgen oder eine nach den Maßstäben des § 56 Abs. 2 
SGB VII festgestellte Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 60 % hat.

Verfahren
Damit die beitragsabführenden Stellen im Rahmen ihrer Zah-
lungspflicht den Beitragszuschlag berücksichtigen können, 
stellen die Krankenkassen die Beitragszuschlagspflicht für je-
des Mitglied fest und übermitteln der beitragsabführenden Stelle 
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die erforderlichen Daten elektronisch (§ 242b Abs. 5 SGB V). Diese 
Datenübermittlung soll im Rahmen der bestehenden Melde- und 
Mitteilungsverfahren erfolgen, also für Beschäftigte bzw. Ver-
sorgungsbezieher im Arbeitgeber-Meldeverfahren bzw. Zahl-
stellen-Meldeverfahren. 

Beitragsbemessung 
Der Zuschlag ist bei Eintritt oder Wegfall eines Ausnahmetat-
bestandes aus Gründen der Verfahrenserleichterung jeweils 
für volle (Abrechnungs-)Monate zu zahlen. Demnach ist der Zu-
schlag

	→ bei Eintritt eines Ausnahmetatbestandes ab Beginn des 
Monats, in dem die jeweiligen Voraussetzungen eintreten 
und 

	→ bei Wegfall eines Ausnahmetatbestandes bis zum Ablauf 
des Monats, in dem die jeweiligen Voraussetzungen entfal-
len,

nicht zu erheben (§ 242b Absatz 1 Satz 6 SGB V). 

Diese Systematik ist auch anzuwenden, wenn die Familienver-
sicherung des Ehegatten oder Lebenspartners im Laufe des 
Monats beginnt (z. B. durch Heirat) oder endet (z. B. durch Schei-
dung) und kein Ausnahmetatbestand vorliegt. Demzufolge setzt 
die Beitragszuschlagspflicht in diesen Fällen mit Beginn des auf 
den Eintritt der Familienversicherung folgenden Kalendermo-
nats ein und endet mit Ablauf des dem Ende der Familienversi-
cherung vorhergehenden Kalendermonats.

Die Berücksichtigung des Beitragszuschlags in der Beitrags-
berechnung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages durch 
den Arbeitgeber erfolgt nach den Regelungen der Beitrags-
verfahrensverordnung. Werden Beiträge vom Arbeitgeber und 
Beschäftigten nicht je zur Hälfte getragen, wie in den Fällen der 
Berücksichtigung von Beitragszuschlägen, ergibt sich daher 
der (Gesamt-)Beitrag aus der Summe der getrennt berechneten 
Anteile (§ 2 Abs. 1 Satz 3 BVV). Dabei wird der Beitragsanteil 
des Beschäftigten durch Anwendung des für diese Beiträge gel-
tenden Beitragssatzes „unter Berücksichtigung eines Beitrags-
zuschlags“ auf das Arbeitsentgelt berechnet (§ 2 Abs. 1 Satz 4 
BVV). Damit dürfte gemeint sein, dass der Beitragszuschlag als 
Prozentsatz dem halben Beitragssatz zuzuschlagen ist. Es be-
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stehen jedoch keine Bedenken, den Beitragsanteil des Beschäf-
tigten unter Anwendung des halben Beitragssatzes und unter 
separater Anwendung des Beitragszuschlagssatzes zu ermit-
teln, jeweils zu runden und anschließend zusammenzuführen.

Bei der Beitragsberechnung für freiwillige Mitglieder ist der 
Beitragszuschlag als Teil des maßgebenden Beitragssatzes 
anzusehen. Eine separate Berechnung des Beitragszuschlages 
scheidet daher aus. Dies gilt demnach auch, wenn Beiträge 
für einen freiwillig krankenversicherten Beschäftigten im sog. 
Firmenzahlerverfahren vom Arbeitgeber gezahlt werden. 

Beitragstragung und -zahlung
Der Beitragszuschlag ist vom Beschäftigten grundsätzlich allein 
zu tragen. 

Da der Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag für 
Beschäftigte zu zahlen hat, hat er gegen den Beschäftigten einen 
Anspruch auf den vom Beschäftigten zu tragenden Teil des 
Gesamtsozialversicherungsbeitrages, zu dem auch der Bei-
tragszuschlag zählt. Dieser Anspruch kann nur durch Abzug 
vom Arbeitsentgelt geltend gemacht werden. Ein unterbliebener 
Anspruch darf nur bei den drei nächsten Entgeltzahlungen nach-
geholt werden (§ 28g SGB IV). 

Die Beschränkung der Nachholung eines unterbliebenen Abzugs 
gilt allerdings nicht für den Beitragszuschlag, wenn dessen Ab-
zug für Entgeltabrechnungszeiträume vom 1. Januar 2028 bis 
31. Juli 2028 (noch) nicht erfolgt ist (§ 242b Abs. 2 Satz 5 SGB V). 
Ein bis zum 31. Juli 2028 unterbliebener Abzug des Beitrags-
zuschlags vom Arbeitsentgelt kann daher ohne zeitliche Ein-
schränkung anschließend noch nachgeholt werden. 

Ein unterbliebener Abzug kann darüber hinaus auch dann in spä-
teren als den drei nächsten Entgeltzahlungen nachgeholt wer-
den, wenn den Arbeitgeber kein Verschulden am unterbliebenen 
Abzug trifft (§ 28g Satz 4 SGB IV). Davon kann bei einer durch die 
Krankenkasse für einen weiter als drei Monate zurückliegenden 
Zeitraum gegenüber dem Arbeitgeber angezeigten Pflicht zur 
Zahlung des Beitragszuschlages regelmäßig ausgegangen wer-
den.
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Beitragsnachweis
Im Arbeitgeberbeitragsverfahren ist der Beitragszuschlag im 
Beitragsnachweis nicht gesondert auszuweisen, sondern im 
Beitrag zur Krankenversicherung (Beitragsgruppe 1000 oder 
3000) zu berücksichtigen. Dies gilt auch für den Beitragszu-
schlag für die vom Arbeitgeber im sogenannten Firmenzahler-
verfahren gezahlten Beiträge für freiwillig krankenversicherte 
Beschäftigte (Beitragsgruppe 9000).
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Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz:  
Was Arbeitgeber wissen müssen

Mit der Verabschiedung des Zweiten Betriebsrentenstär-
kungsgesetzes soll die betriebliche Altersversorgung weiter 
verbreitet werden. Im Mittelpunkt stehen insbesondere kleine 
und mittlere Unternehmen sowie Beschäftigte mit geringeren 
Einkommen. Für Arbeitgeber ergeben sich vor allem bei den 
Sozialpartnermodellen und bei der Förderung der arbeit- 
geberfinanzierten betrieblichen Altersversorgung Änderun-
gen.

Einfacherer Zugang zu Sozialpartnermodellen
Eine wesentliche Neuerung, die bereits seit Januar 2026 in Kraft 
ist, betrifft die sog. Sozialpartnermodelle. Sie ermöglichen eine 
betriebliche Altersversorgung (bAV) auf Grundlage eines Tarif-
vertrags und sehen eine reine Beitragszusage des Arbeitgebers 
vor.

Künftig können nicht tarifgebundene Unternehmen leichter un-
ter bestimmten Voraussetzungen an einem bestehenden Sozial-
partnermodell teilnehmen. Voraussetzung ist hierfür u.a., dass 
das Modell für entsprechende Arbeitgeber und Beschäftigte 
geöffnet wird und die weiteren tarifrechtlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind. Damit können insbesondere kleinere Unternehmen 
ihren Beschäftigten den Zugang zu einem bereits bestehenden 
Versorgungssystem ermöglichen, ohne selbst ein eigenes Sozial-
partnermodell vereinbaren zu müssen. Für Unternehmen be-
deutet dies weniger Bürokratie und Aufwand sowie gleichzeitig 
ein attraktives Angebot für die Beschäftigten.

bAV Förderbetrag wird ab 2027 erhöht
Auch die steuerliche Förderung der arbeitgeberfinanzierten bAV 
für Beschäftigte mit geringem Einkommen von bis zu 2.575 Euro 
brutto monatlich wird verbessert. 

Ab dem 1. Januar 2027 steigt der maximal förderfähige zusätz-
liche Arbeitgeberbeitrag von derzeit 960 Euro auf 1.200 Euro 
jährlich. Der Arbeitgeber kann daraus einen bAV-Förderbetrag 
in Höhe von 30 Prozent erhalten, also maximal 360 Euro. Gleich-
zeitig wird die Einkommensgrenze künftig dynamisch an die 
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Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung gekoppelt. Dadurch wird die Förderfähigkeit an die Ein-
kommensentwicklung angepasst.

Beispiel
Ein Arbeitnehmer verdient 2.500 Euro brutto im Monat.
Der Arbeitgeber zahlt in die Betriebsrente seines Beschäftigten 900 
Euro jährlich zusätzlich ein.

Da der Beschäftigte ein monatliches Bruttogehalt von 2.575 Euro 
(ab 2027: 2.718 Euro) nicht überschreitet, erhält der Arbeitgeber eine 
steuerliche Förderung von 30 Prozent, also 270 Euro. 

Weitere Information
Auf der Seite des BMAS finden Sie umfangreiche Informationen 
zum Zweiten Betriebsrentenstärkungsgesetz.
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Alterssicherungskommission: 
Welche Vorschläge liegen auf dem Tisch?

Die in den Medien auch als Rentenkommission bekannte 
Alterssicherungskommission aus Rentenexperten und Politi-
kern hat ihre Vorschläge für eine Rentenreform vorgelegt. 
Das Gremium schlägt 33 Maßnahmen vor, um die gesetzliche 
Rente und die Alterssicherung als Ganzes in Deutschland mit 
Blick auf die demografischen Herausforderungen zukunfts-
fest aufzustellen.

Noch haben die Empfehlungen der Alterssicherungskommission 
keinen Gesetzescharakter. Wie die Regelungen im Detail ausge-
staltet werden, wird in der nächsten Zeit im politischen Prozess 
ausgehandelt. Hier eine Auswahl der Vorschläge.

Betriebliche Altersvorsorge stärken
Laut der Alterssicherungskommission muss die Verbreitung der 
betrieblichen Altersvorsorge verbessert werden. Nur, wenn die-
se nahezu flächendeckend vorhanden ist, kann das angestrebte 
Ziel eines Alterssicherungsniveaus in Höhe von 70 Prozent des 
letzten Nettoeinkommens erreicht werden. Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände sollen in einem Dialogverfahren Maß-
nahmen erarbeiten, um dieses Ziel zu erreichen. Um die Attrak-
tivität der betrieblichen Altersvorsorge für Arbeitnehmende zu 
verbessern, soll beispielsweise die Möglichkeit, einen Vertrag 
von einem Arbeitgeber zum nächsten mitzunehmen, geschaffen 
werden. Auch für Geringverdienende soll es durch eine Förde-
rung Verbesserungen geben.

Minijobs: Versicherungspflicht ohne Ausnahme
Die Möglichkeit, sich als Minijobber von der Versicherungspflicht 
in der Rentenversicherung befreien zu lassen, soll es künftig 
nicht mehr geben. Die Alterssicherungskommission schlägt 
generell vor, den steuer- und sozialversicherungsrechtlichen 
Sonderstatus von Minijobs vollständig abzuschaffen. Aus- 
nahmen sieht die Kommission in ihrem Bericht lediglich für 
Schülerinnen und Schüler vor.

Selbständige
Für die Alterssicherungskommission wäre eine Erwerbs- 
tätigenversicherung das Idealbild der Altersvorsorge. Also eine 
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Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

Rentenversicherung, in die alle Erwerbstätigen einzahlen. Sie 
schlägt vor, in einem ersten Schritt Selbständige mit einzubezie-
hen. Es sollen alle versicherungspflichtig werden, die ab einem 
Stichtag ihre Tätigkeit neu aufnehmen und keine obligatorische 
Absicherung zum Beispiel über ein Versorgungswerk haben. Die 
Versicherungspflicht sollte auch alle Personen umfassen, die 
bereits jetzt eine selbständige Tätigkeit ausüben. Diese sollen 
aber das Recht haben, sich befreien zu lassen.

Neue kapitalgedeckte Rente
Die umlagefinanzierte gesetzliche Rente soll durch einen ver-
pflichtenden kapitalgedeckten Baustein ergänzt werden. Das 
bedeutet, dass ein kleiner Teil der Beiträge künftig am Kapi-
talmarkt angelegt wird. Wie genau diese neue Kapitalrente in 
Deutschland im Detail aussehen wird, muss noch ausgestaltet 
werden. Der Vorschlag der Kommission sieht vor, dass ein zu-
sätzlicher Beitragssatz von 2 % in die kapitalgedeckte gesetz-
liche Rente fließen soll, den sich Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber zur Hälfte teilen. Ziel ist es, mit den erzielten Gewinnen die 
umlagefinanzierte Rente zu ergänzen und das Rentenniveau 
längerfristig spürbar ansteigen zu lassen. Die Einführung des 
zusätzlichen Beitrags soll, so der Vorschlag der Kommission, 
schrittweise in jährlichen Schritten von 0,5 Prozentpunkten für 
alle Altersgruppen erfolgen, möglichst schon ab 2028.

Mindestalter für Altersteilzeit soll steigen
Einige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer arbeiten in Betrie-
ben, die Altersteilzeit-Modelle ermöglichen. Diese Programme 
sollen eingeschränkt werden. Die Alterssicherungskommission 
schlägt vor, das Mindestalter für Altersteilzeit von bislang 55 
Jahren auf 58 Jahre anzuheben und in Zukunft an die Entwick-
lung des regulären Rentenalters zu koppeln. Außerdem soll das 
sog. Blockmodell gestrichen werden.

Weitere Maßnahmen
Die Alterssicherungskommission hat beispielsweise auch vor-
geschlagen, das Rentenalter an die Lebenserwartung zu kop-
peln, langfristig Beamte in die gesetzliche Rentenversicherung 
einzubinden oder den Nachhaltigkeitsfaktor bei den Rentenan-
passungen wieder in Kraft treten zu lassen. 
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Unser Tipp
Mehr zu den Vorschlägen 
im Einzelnen auf der 
Seite des BMAS.

https://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2025/Rentenkommission-2026/rentenkommission-2026.html
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